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Sanitätsdienstliche Versorgung der Bundeswehr 


Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister der 
Verteidigung hat mit Schreiben vom 4. August 1989 die Große 
Anfrage namens der Bundesregierung wie folgt beantwortet: 


Aus der Antwort der Bundesregierung vom 21. Januar 1987 - Druck- 
sache 10/6800 - auf die Große Anfrage der Fraktion der SPD - Druck- 
sache 10/6339 - zur sanitätsdienstlichen Versorgung der Bundeswehr 
geht eindeutig hervor, daß auf den beiden wesentiichen Aufgabenfel- 
dem des Sanitätsdienstes, nämlich der Realversorgung der Soldaten im 
Frieden und der Einsatzbereitschaft für den Verteidigungs- und Kata- 
strophenfall, noch immer erhebliche Mängel bestehen. Die Fraktion der 
SPD verzichtet in dieser erneut gestellten Großen Anfrage bewußt auf 
die Auseinandersetzung mit den Antworten der Bundesregienmg vom 
Januar 1987 im einzelnen, weil sie zu der Auffassung gelangt ist, daß mit 
einem Nachbessem der angesprochenen Mängelsituationen weder dem 
Sanitätsdienst noch der Truppe geholfen ist. 

Es erscheint vielmehr erforderlich, Auftrag, Stellung in den Streitkräften 
und die zur Erfüllung des Auftrages notwendige Gesamtstruktur eines 
modernen Sanitätsdienstes zu hinterfragen. 

Die Fraktion der SPD ist der Auffassung, daß gerade der Sanitätsdienst 
der Bundeswehr vor dem Hintergrund der Herausforderungen der 90er 
Jahre einer grundsätzlichen konzeptionellen und strukturellen Verän- 
denmg bedarf. Es darf nicht geschehen, daß die Schwachstellen des 
jetzigen Systems in die notwendig werdenden Veränderungen der 
Streitkräfte übernommen werden. 

Noch vor dem Eintritt in das kommende Jahrzehnt müssen die Grund- 
lagen dafür geschaffen werden, daß die folgenden drei Kemziele so 
schnell wie möglich erreicht werden können: 

1. Die medizinische Versorgung unserer Soldaten muß in ihrem Ablauf 
zeitgemäß gestaltet und in der Qualität dem zivil-medizinischen 
Standard auf allen Behandlungsebenen mindestens gleichgestellt 
sein. 

2, Die Ausbildung des Sanitätspersonals muß im Frieden den gesetz- 
hchen Forderungen an die Berufe im Gesundheitswesen entspre- 
chen und darüber hinaus den für Spannungs- und Verteidigungsfall 
notwendigen wehrmedizinischen Aufgaben gerecht werden. 
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3. Der Sanitätsdienst muß so struktiiriert und in das Gesamtsystem der 
Gesundheitsversorgimg eingepaßt werden, daß er unter allen Ein- 
satzbedingimgen führbar wird und die sanitätsdiensüiche Einsatzbe- 
reitschaft stets gewährleistet ist. 

Die Fraktion der SPD bekennt sich zu der Auffassung, daß der Sanitäts- 
dienst angesichts der internationalen pohtischen und industriellen Ent- 
wicklxmg seinen Auftrag nicht mehr länger ausschheßhch aus dem Ein- 
satz im Verteidigungsfall ableiten kann, sondern daß er jeder Katastro- 
phe, sei sie militärischer oder nicht-militärischer Natur, im Rahmen 
seiner humanitären Verpflichtung gewachsen sein muß. 


Vorbemerkung 

Der Sanitätsdienst der Bundeswehr stellt die sanitätsdienstliche 
Betreuung der Soldaten sicher - in weiten Bereichen auf aner- 
kannt hohem Niveau. Erkannte Mängel wurden und werden 
konsequent angegangen. Die in der Antwort der Bundesregie- 
rung (Drucksache 10/6800) auf die Große Anfrage der Fraktion 
der SPD angekündigten Maßnahmen führen zunehmend zu einer 
nachhaltigen Leistungssteigerung in der truppenärzthchen Ver- 
sorgung. Richtungweisende konzeptionelle Grundlagen für die 
Fortentwicklung des Sanitätsdienstes sind in Vorbereitung, um 
eine dem zivilen Standard vergleichbare Quahtät in der medizini- 
schen Versorgung der Soldaten insgesamt im kommenden Jahr- 
zehnt zu gewährleisten. 

Die Weiterentwicklung des Sanitätsdienstes muß sich am Rahmen 
der für die gesamten Streitkräfte verfügbaren personellen und 
finanziellen Ressourcen orientieren. Die Bundesregierung hat in 
ihren Planungen eine weitere, ausgewogene Stärkung des Sani- 
tätsdienstes vorgesehen. Mittelumschichtungen zur Verbesserung 
der Einsatzfähigkeit des Sanitätsdienstes im Verteidigungsfall fin- 
den ihre Grenzen jedoch an der Gesamtverantwortung für die 
Aufrechterhaltung einer bedrohungsgerechten Kampfkraft und 
Einsatzbereitschaft aller übrigen Truppengattungen, bzw. der 
Teilstreitkräfte. 

Die Bundesregierung ist sich bewußt, daß trotz der aufgezeigten 
personellen und finanziellen Anstrengungen zur Verbesserung 
der Einsatzbereitschaft des Sanitätsdienstes nicht alle Mängel 
kurzfristig abgestellt werden können. Auch die Abhängigkeit von 
einem quahfizierten Reservistenaufkommen bleibt zu berücksich- 
tigen. Deshalb sind zusätzlich die notwendigen Schritte eingelei- 
tet worden, um durch eine intensive Zusammenarbeit mit zivüen 
Sanitätseinrichtungen und den Hilfsorganisationen den Ausbil- 
dungsstand und die Verfügbarkeit der Reservisten zu verbessern 
und durch abgestimmte, gemeinsame Nutzung vorhandener 
Kapazitäten deren effiziente Nutzung zu erreichen. 

Unverändert leitet sich der Auftrag des Sanitätsdienstes in der 
Bundeswehr aus dem Einsatz im Verteidigungsfall ab. Organisa- 
tion und Struktur müssen nach diesem Auftrag bemessen sein. 
Zusätzlich ist den Forderungen der medizinischen Versorgung im 
Frieden zu genügen. Grundsätzhch sollen die dazu erforderhchen 
Kräfte und Mittel auch befähigt sein, bei einer Katastrophe nicht- 
militärischer Natur unterstützen zu können. Die hierzu erforder- 
hche zivil-müitärische Zusammenarbeit gilt es zu verbessern. 
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Der Sanitätsdienst in der Bundeswehr befindet sich in einer 
erfolgversprechenden, evolutionären Weiterentwicklung, die den 
Rahmenbedingungen der 90er Jahre genügen wird. 


A. Die medizinische Versorgung der Soldaten 

1. Vorbemerkung 

Das System der medizinischen Versorgung unserer Sol- 
daten ist überholt. Selbst in den Antworten auf die Große 
Anfrage von 1987 werden die in den Fragen angespro- 
chenen Mißstände wie mangelndes Entscheidungsrecht 
des quahfizierten Truppenarztes, aufwendige Patienten- 
transporte, überlange Wartezeiten an Bundeswehrkran- 
kenhäusem usw. zum größten Teil nicht einmal abge- 
stritten, sondern ledighch als unabwendbar bezeichnet. 


Das System der ärztlichen Versorgung unserer Soldaten ist nicht 
überholt. Es hat allerdings - wie jedes Gesundheitssystem - auch 
Schwächen. Unsere Soldaten sind in der medizinischen Versor- 
gung gegenüber der zivilen Bevölkerung nicht schlechtergestellt. 


2. Organisationsstruktur 

2.1 Truppenärzthche Behandlungsebene 

2.1.1 Rechte des Truppenarztes 

1. Sieht die Bundesregierung nicht auch endüch die Zeit gekom- 
men, die Diskussion um die Verbindhchkeit truppenärztlicher 
Empfehlungen zur Befreiung erkrankter Soldaten vom Dienst 
dahin gehend zu beenden, daß die unteilbare Verantwortung 
des Truppenarztes für die ihm anvertrauten Soldaten in den 
Vordergrund gestellt und der Gl -Hinweis 1/82 entsprechend 
geändert wird? 

Der Gl-Hinweis 1/82 wurde nach fünf Jahren bestimmungsge- 
mäß aufgehoben, die darin enthaltenen Regelungen zur Zusam- 
menarbeit von truppendienstlichem Vorgesetzten und Truppen- 
arzt wurden in die ZDv 10/5, Nr. 519, übernommen. So ist dort 
eindeutig festgelegt, daß der Disziplinarvorgesetzte nur aus zwin- 
genden Gründen und nur nach erneuter Einholung einer truppen- 
ärztlichen Stellungnahme von den Vorschlägen im Krankenmel- 
deschein abweichen darf. Die geringe Zahl der Einzelfälle, in 
denen sich truppendienstliche Vorgesetzte über die Empfehlung 
des Truppenarztes hinwegsetzen, belegt, daß im Grundsatz kein 
weiterer Regelungsbedarf besteht. 

Dennoch wird die Bundesregierung bis Ende 1989 geeignete 
Maßnahmen einleiten, die die Zahl der Einzelfälle weiter reduzie- 
ren. Daneben wird sich die zunehmende Besetzung der Truppen- 
arztdienstposten mit wehrmedizinisch erfahrenen, längerdienen- 
den Truppenärzten günstig auswirken. 


2.1.2 Qualifikation des Truppenarztes 

2. Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung zu ergrei- 
fen, damit die Truppenärzte dieselbe Quaüfikation erreichen 
wie sie im zivilen Bereich bei niedergelassenen Ärzten als 
selbstverständhch vorausgesetzt wird? 


Längerdienende Ärzte (ehemalige SanOA) erhielten bisher eine 
1jährige klinische Fortbildung vor ihrer Verwendung als Trup- 
penarzt. Unter Einbeziehung des neuen Ausbildungsabschnitts 
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„Arzt im Praktikum" erhalten sie in Zukunft eine mindestens 
2jährige klinische Aus-/Fortbildung. Es wird angestrebt, damit die 
fachlichen Anforderungen der Richtiinie des Rates vom 15. Ok- 
tober 1986 über eine spezifische Ausbildung in der Allgemeinme- 
dizin (86/457/EWG) zu erfüllen. 


2.1.3 Truppenarzt als Famüienarzt 

3. Welche Voraussetzungen sind nach Ansicht der Bundes- 
regierung noch zu schaffen, damit jeder Truppenarzt auch als 
Arzt für die ganze Famüie der Soldaten tätig werden kann? 

4. Inwieweit kommt dabei einer Erweiterung der Erlaubnis zur 
Nebentätigkeit Bedeutung zu? 


Die Voraussetzungen hierfür sind bereits gegeben, soweit es sich 
um selbstzahlende Angehörige von Soldaten handelt. Hierzu 
kann dem Truppenarzt die Erlaubnis zur Ausübung der Neben- 
tätigkeit auf Antrag erteüt werden. 

Um gesetzlich krankenversicherte Angehörige behandeln zu kön- 
nen, müßten Truppenärzte an der kassenärztlichen Versorgung 
teünehmen. Das Dienstrecht schheßt dies jedoch aus. Angesichts 
der hohen Dichte der kassenärztlichen Versorgung in der Bundes- 
republik Deutschland sieht die Bundesregierung auch keinen 
Änderungsbedarf. 


2.1.4 Freie Arztwahl 

5. Warum verschließt sich die Bundesregierung nach wie vor der 
berechtigten Fordenmg, insbesondere der längerdienenden 
Soldaten, nach angemessener ärztlicher Versorgung durch 
freie Wahl des Arztes am Standort? 

6. Muß unseren Soldaten nicht wenigstens so lange das Recht auf 
freie Arztwahl zugestanden werden, wie quahtative Defizite in 
der truppenärztlichen Versorgung bestehen? 


Mit der rasch ansteigenden Zahl wehrmedizinisch qualifizierter, 
längerdienender Truppenärzte (derzeit ca. 74 Prozent) wird eine 
angemessene medizinische Versorgung der Soldaten am Standort 
sichergestellt. 

Für die Beibehaltung der bisherigen Praxis spricht auch, daß 
wehrmedizinisch erfahrene, mit den besonderen Belastungen des 
mihtärischen Dienstes vertraute Sanitätsoffiziere in gutachtlichen 
Fragen in aller Regel zu einem sachgerechten Urteil im Interesse 
' ihrer Patienten kommen werden. 

Sollten sich Defizite im vertrauensvollen Patienten-Arzt-Verhält- 
nis ergeben, können diese durch Maßnahmen der Fachvorgesetz- 
ten ausgeglichen werden. 


2.2 Fachärztlich-ambulante Behandlungsebene 
2.2.1 Facharztgruppen in Sanitätszentren (SanZentren) 

7. Wie gedenkt die Bundesregierung, dem Beschluß des Verteidi- 
gungsausschusses vom 12. November 1986 gerecht zu werden, 
das Konzept mit 100 SanZentren mit einer zur Vermeidung 
langer Wegstrecken und zur qualitativen Verbesserung der un- 
entgeltlichen truppenärztlichen Versorgung angemessenen 
Facharztdichte zu verwirkhchen? 
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Die Konzeption der Sanitätszentren des Heeres wird unter Be- 
rücksichtigung geänderter Strukturen und Stationierungsstärken 
in den Streitkräften weiterverfolgt. Derzeit sind 54 Sanitätszentren 
aufgestellt. Der Realisierungsplan zur Einrichtung von Facharzt- 
gruppen in Sanitätszentren wird zur Zeit erarbeitet und bedarf 
noch der Abstimmung zwischen den beteiligten Ressorts. 


2.2,2 Anbindung von SanZentren an Bundeswehrkranken- 
häuser 

8. Teilt die Bundesregierung die Meinung der Fraktion der SPD, 
daß eine Anbindung bzw. Unterstellung der SanZentren an/ 
unter Bundeswehrkrankenhäuser die Stellung dieser Zentren 
gegenüber der Truppe verbessern und den fachhchen Quali- 
tätsstandard eher sicherstellen würde als eine Unterstellung 
unter Kommandobehörden der Truppe? 


Die Leiter der Sanitätszentren im Heer sind bereits heute einem 
Sanitätsoffizier, dem Kommandeur eines Sanitätsregiments, trup- 
pendienstlich und fachdienstlich unterstellt. Der fachhche Quah- 
tätsstandard ist dadurch sichergestellt, daß die geplanten Arzt- 
gruppen mit Gebietsbezeichnung in Sanitätszentren fachlich den 
entsprechenden Abteilungsleitern eines Bundeswehrkranken- 
hauses unterstellt werden. 


2.2.3 Anpassung der Erlaßlage 

9. Hält es die Bundesregierung für vorstellbar, daß die mit der 
ZDv 60/7 vorgegebene Erlaßlage, wonach die Konsiütation 
ziviler Fachärzte eine mit restriktiven Auflagen verbundene 
Maßnahme ist, zugunsten einer den örtlichen Verhältnissen 
angepaßten Regelung geändert werden könnte? 


Aus den bereits in den Antworten zu Fragen 5 und 6 dargelegten 
Gründen sind auch in der fachärztlichen Versorgung in erster 
Linie Ärzte der Bundeswehr in Anspruch zu nehmen. Ist dies 
jedoch in angemessener Zeit nicht möglich, können Soldaten zu 
zivilen Fachärzten überwiesen werden. In Notfällen gibt es 
ohnehin keine Einschränkungen. 


2.2.4 Zivilbehandlung durch Bw-Fachärzte in SanZentren 

10. Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, zumindest in 
strukturschwachen Regionen die SanZentren in die allgemeine 
gesundheitliche Versorgung der Bevölkerung einzubeziehen? 


Nein. Siehe Antwort zu Fragen 3 und 4. 


2.3 Stationäre Behandlungsebene 

2.3.1 Leistungsspektrum der Bundeswehrkrankenhäuser 

11. Teüt die Bundesregierung den Standpimkt der Fraktion der 
SPD, daß die Leistungsfähigkeit und Akzeptanz der Bundes- 
wehrkrankenhäuser durch eine Aufgabenverschiebung von 
der stationären Regel Versorgung hin zu einer Spezialisierung 
in bestimmten Gebieten (z. B. Verbrennungsmedizin, Replan- 
tationschirurgie, plastische Chirurgie) bei gleichzeitiger Öff- 
nung des Zuganges zu zivilen Krankenhäusern für stationäre 
„Routinebehandlungen" verbessert werden könnten? 
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Es ist gesetzlicher Auftrag der Bundeswehrkrankenhäuser, die 
stationäre Behandlung der Soldaten zu gewährleisten. Dies 
geschieht auf einem fachhch hohen und akzeptierten Niveau. 

Zu Beginn eines Ernstfalles sind sie die einzigen sofort einsatzbe- 
reiten Einrichtungen der Bundeswehr für die chirurgische und 
pflegerische Behandlung der Verwundeten und werden in Ver- 
bindung mit den übrigen Behandlungseinrichtungen zu Schwer- 
punkten der operativen Versorgung. 

Die vorgeschlagene Spezialisierung wäre im Grundsatz wün- 
schenswert, würde jedoch eine Auslastung durch Überweisungen 
aus dem zivilen Bereich voraussetzen. 


2.3.2 Verweigerung der stationären Aufnahme 

12. Ist der Bundesregierung bekannt, daß es immer wieder vor- 
kommt, daß als sog. Notfallpatienten vom Truppenarzt zur 
stationären Aufnahme in Bundeswehrkrankenhäuser einge- 
wiesene Soldaten oft nach langen, beschwerlichen Transpor- 
ten vom aufnehmenden Krankenhausarzt wegen angebhch 
fehlender Indikation zur stationären Behandlung abgewiesen 
und zurückgeschickt werden? Wie gedenkt die Bundesregie- 
rung, durch entsprechende Weisimgen dieses für den Patien- 
ten absolut unverständhche Vorgehen auszuschließen? 


Es ist auch im zivilen Bereich üblich, daß sogenannte Notfall- 
patienten ohne vorhergehende Terminabsprache vom erstbehan- 
delnden Arzt zu stationären Aufnahme in ein Krankenhaus einge- 
wiesen werden. Wird dort bei der eingehenden Untersuchung des 
Patienten festgestellt, daß eine stationäre Untersuchung/Behand- 
lung nicht erforderlich ist, muß der Patient trotz gegenteiliger 
Auffassung des einweisenden Arztes zurückgeschickt werden. 

Der verantwortliche Arzt des Krankenhauses allein entscheidet 
unter Berücksichtigung der medizinischen Befunde über Erfor- 
dernis, Art und Umfang einer Therapie. 

Derartige für den betroffenen Patienten manchmal schwer nach- 
vollziehbare Vorgänge lassen sich nicht immer vermeiden; die 
Ärzte der Bundeswehrkrankenhäuser sind aber angewiesen wor- 
den, in derartigen Fällen in einem eingehenden Gespräch mit 
dem Patienten sowie im Befundbericht gegenüber dem einwei- 
senden Arzt ihre Entscheidung zu begründen. 


2.3.3 Verlegung aus zivilen in Bundeswehrkrankenhäuser 

13. Wie gedenkt die Bundesregierung zukünftig zu verhindern, 
daß Soldatenpatienten, die im Rahmen einer Notfallbehand- 
limg in einem zivilen Krankenhaus aufgenommen wurden, un- 
mittelbar nach Wiederherstellung der Transportfähigkeit auch 
gegen den Patientenwillen in ein Bundeswehrkrankenhaus 
verlegt werden müssen? 

14. Ist die Bundesregierung nüt der Fraktion der SPD der Mei- 
nung, daß* dieses Vorgehen weder dem Patienten wegen der 
unterbrochenen Behandlungskontinuität noch dem erstversor- 
genden Zivilkrankenhaus wegen der dort verbleibenden 
Hauptkostenlast zugemutet werden kann, und erkennt die 
Bundesregierung, daß dieses Vorgehen den Bemühungen um 
eine Verbesserung der zivil-militärischen Zusammenarbeit zu- 
widerläuft? 


Eine Verlegung von Patienten zur Fortsetzung der stationären 
Pflege in einem Bundeswehrkrankenhaus darf nur nach Ab- 
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spräche und im Einverständnis mit den behandelnden Ärzten und 
unter Berücksichtigung der sozialen Belange der Patienten er- 
folgen. 

Im Jahre 1987 wurden 113, d. h. nur 0,5 Prozent der in Zivilkran- 
kenhäusern stationär behandelten Soldaten in Bundeswehrkran- 
kenhäuser verlegt. Demgegenüber wurden 367, d. h. 0,6 Prozent 
der in Bundeswehrkrankenhäusern behandelten Soldaten in 
Zivilkrankenhäuser verlegt. 


2.3.4 Bestandssicherung der Bundeswehrkrankenhäuser trotz 
Bettenabbau 

15. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, den zur 
Erfüllung des Ausbildungs- und Verteidigungsauftrages erfor- 
derlichen Bestand an Bw-Krankenhausbetten aufrechtzuerhal- 
ten, wenn bei sinkender Präsenzstärke der Streitkräfte im Frie- 
den zwangsläufig auch die Zahl der stationär zu behandelnden 
Patienten abnimmt? Oder nimmt die Bundesregierung an, daß 
die vermehrte Einziehung von Reservisten und von Wehr- 
pflichtigen mit geringerer Tauglichkeit zu einem relativen 
Mehraufkommen an stationär zu behandelnden Patienten und 
damit zu einer absolut zumindest nicht zurückgehenden Bele- 
gung der Bundeswehrkrankenhäuser führt? 


Die Belegung der Bundeswehrkrankenhäuser mit Soldaten- 
patienten ist abhängig von der Präsenzstärke der Streitkräfte im 
Frieden, der Krankenhaus-Einweisungshäufigkeit und der Ver- 
weildauer im Krankenhaus. Der erforderliche Bettenumfang muß 
diesen Daten angepaßt werden. Die Bundesregierung ist derzeit 
der Auffassung, daß die vermehrte Einberufung von Reservisten 
und eingeschränkt tauglichen Grundwehrdienstleistenden zu kei- 
nem nennenswerten Mehraufkommen stationär zu behandelnder 
und zu begutachtender Soldatenpatienten führen wird. Ein aus 
wirtschaftlichen Überlegungen heraus erforderlicher Bettenabbau 
findet seine Grenzen an der unveränderten Notwendigkeit, den 
Ausbildungsauftrag im Frieden nach Umfang und Qualität sicher- 
zustellen und die ohnehin extreme Mobilmachungsabhängigkeit 
des Sanitätsdienstes nicht noch weiter zu erhöhen. 


2.3.5 Effizienzsteigerung der Bundeswehrkrankenhäuser 

16. Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung getroffen, um 
ihre in der Antwort auf die Große Anfrage der Fraktion der SPD 
zur sanitätsdienstlichen Versorgung der Bw (Drucksache 10/ 
6339) erklärte Absicht zu verwirklichen, die Effektivität der 
Bundeswehrkrankenhäuser weiter zu steigern? 


Die Bundesregierung hält weiter an dieser Absicht fest. Der 
Abstimmungsprozeß zur organisatorischen Umgestaltung der 
Bundeswehrkrankenhäuser ist noch nicht abgeschlossen. 


3. Personal 

3.1 Truppenärztliche Behandlungsebene 

3.1.1 Laufbahnerwartung von Sanitätsunteroffizieren 

17. Wann ist mit der Realisierung der in der Stellungnahme zum 
Jahresbericht 1987 des Wehrbeauftragten des Deutschen Bun- 
destages in Aussicht gestellten und von der Fraktion der SPD 
mit Genugtuung zur Kenntnis genommenen Höherdotierung 
der Dienstposten für Sanitätsgruppenführer auf Hauptfeld- 
webei/Stabsfeldwebel zu rechnen? 
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Die Hebung des Dienstpostens des Sanitätsgruppenführers ist 
Bestandteil der Planungen des Heeres zur Struktur 2000. Eine 
Einnahme der Gliederung in der Struktur 2000 ist ab 1992 vorge- 
sehen. 


3.1.2 Anteü längerdienender Sanitätsoffiziere 

18. Wann wird nach Ansicht der Bundesregierung der Abbau der 
sog. Restanten abgeschlossen sein? 


Die Planung des Personalbestandes an Sanitätsoffizieren sieht vor, 
daß ab 1991 auf grundwehrdienstleistende Ärzte als Truppenärzte 
verzichtet werden kann. Voraussetzung ist jedoch, daß die zum 
Ausgleich erforderliche Anzahl von Planstellen für längerdie- 
nende Sanitätsoffiziere zur Verfügung steht. 

Im Haushalt 1989 wurden 230 Planstellen bewiUigt, für den Haus- 
halt 1990 sind weitere 130 Planstellen vorgesehen. 

Grundwehrdienstleistende Zahnärzte wird es auch Ende der 90er 
Jahre noch geben. Probleme für die zahnärzthche Versorgung 
ergeben sich daraus nicht, da grundwehrdienstleistende Zahn- 
ärzte im allgemeinen auf hohe Akzeptanz bei den Patienten 
treffen. 


19. Inwieweit werden bei der Umwandlung der Stellen für gnmd- 
wehrdienstieistende Sanitätsoffiziere in Planstellen für länger- 
dienende Sanitätsoffiziere strukturelle Gesichtspunkte berück- 
sichtigt, so daß ein Beförderungs- und Verwendungsstau ver- 
mieden werden kann? 


Zur Verhinderung eines Beförderungs- oder Verwendungsstaus 
ist es erforderhch, daß die im Tausch gegen Stellen für grund- 
wehrdienstleistende Sanitätsoffiziere zu schaffenden Planstellen 
für längerdienende Sanitätsoffiziere eine dotierungsgerechte 
Abdeckung der Dienstposten erbringen. In den zurückliegenden 
Haushalten wurden allerdings nur Planstellen der Besoldungs- 
gruppen A 13/A 14 bewilügt. 


3.1.3 Präsenz der Truppenärzte bei diensthchen Maßnahmen 
außerhalb des Standortes 

20. Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung zu treffen, 
damit die ärztliche Versorgung der Soldaten zu jeder Zeit - 
unabhängig von der Anwesenheit des Truppenarztes am 
Standort, z. B. im Manöver - sichergestellt ist? 


Die Zahl der Sanitätsoffiziere entspricht der Summe aus Dienst- 
posten und Ausbildungsplätzen. Es gibt keine freien Kapazitäten. 
Es kann aber davon ausgegangen werden, daß die vorhandenen 
Kräfte und Mittel grundsätzhch ausreichen dürften. Um dennoch 
personelle Engpässe auszugleichen, sind nicht nur standortbezo- 
gene, sondern ggf. teilstreitkraftübergreifende Regelungen erfor- 
derhch. Dies ist Gegenstand aktueUer konzeptioneller Unter- 
suchungen. 
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M.4 Frauen im Sanitätsdienst 

21. In welchem Umfang wird sich die Entscheidung des Bundes- 
ministers der Verteidigung verwirklichen lassen, alle Laufbah- 
nen des Sanitätsdienstes auch für weibliche Bewerber zu 
öffnen? 


Die Entscheidung des Bundesministers der Verteidigung, alle 
Laufbahnen des Sanitätsdienstes für Frauen zu öffnen, wird 
bereits jetzt in konkrete Maßnahmen umgesetzt. So wurden zum 
1. Juni 1989 die ersten 50 weiblichen Sanitätsoffizieranwärter 
eingestellt. Beginnend voraussichtlich Mitte bis Ende 1990 wer- 
den - entsprechende Gesetzesänderungen vorausgesetzt - 
Frauen auch Zugang zu den Laufbahngruppen der Mannschaften 
und Unteroffiziere erhalten. 


22. Hat die Brmdesregierung bei dieser Entscheidimg berücksich- 
tigt, daß ohne einschneidende Gesetzesänderungen weibliches 
Sanitätspersonal nach dem Ausscheiden aus dem aktiven 
Dienst nicht für Wehrübungen zur Verfügung steht, damit 
nicht planmäßig fortgebüdet und auch nicht für Mob-Verwen- 
dungen eingeplant werden kann? 

23. Wie gedenkt die Bundesregierung, die sich aus den auf gezeig- 
ten Tatsachen ergebende Minderung der Leistimgsfähigkeit 
des Sanitätsdienstes für den Einsatzfall auszugleichen? 


Das Problem der Verfügbarkeit ist Gegenstand aktueller Untersu- 
chungen mit dem Ziel entsprechender Regelungen im Soldaten- 
gesetz, die es - insbesondere im Verteidigungsfall - erlauben, 
ausgeschiedenen weiblichen Berufssoldaten und Soldaten auf 
Zeit zu weiteren Dienstleistungen heranzuziehen. Eine solche 
Lösung wird eine Fehlinterpretation vermeiden, es solle auf diese 
Weise die allgemeine Wehrpflicht für Frauen eingeführt werden. 
Vielmehr soll durch solche Regelungen ledighch sicherge stellt 
werden, daß die den weiblichen Soldaten vermittelten Kenntnisse 
durch kurzzeitige weitere Wehrdienstleistungen im Frieden 
aktualisiert und im Verteidigungsfall ihrer eigentlichen Zielset- 
zung entsprechend auch genutzt werden können. 

Da die solchermaßen gesetzhch begründete Verfügbarkeit an das 
zuvor freiwillig eingegangene Dienstverhältnis anknüpft, die vor- 
angegangene freiwillige Entscheidung bei Begründung des 
Dienstverhältnisses somit unabdingbare Voraussetzung auch für 
die im Soldatengesetz vorgesehene Pflichtigkeit ist, ginge jeder 
Vergleich mit der allgemeinen Wehrpflicht, die allen männlichen 
deutschen Staatsbürgern ab dem 18. Lebensjahr als originäre 
Staatsbürgerpflicht auferlegt ist, ins Leere. 


3.2 Fachärztlich- ambulante Behandlungsebene 

3.2.1 Dienstpostenumfang für Arztgruppen mit Gebietsbe- 
zeichnung in SanZentren und Fachärzthchen Unter- 
suchungsstellen (FU-Stellen) der Bundeswehrkranken- 
häuser 

24. Hält die Bundesregierung den für Ärzte mit Gebietsbezeich- 
nung vorgesehenen Dienstpostenumfang in SanZentren und 
FU-Stellen für ausreichend, um dem hohen Bedarf an wehr- 
medizinischer Fachbegutachtung in angemessener Entfernung 
zum Dienstort und ohne lange Wartezeiten gerecht zu werden? 
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25. Sieht die Bundesregierung auch die Gefahr, daß ein Aufwuchs 
an SanZentren ohne eine ausreichende fachärztliche Personal- 
ausstattung gerade dann, wenn auch die Truppenärzte über 
eine höhere fachliche Qualifikation verfügen werden, den 
eigentlichen Zweck der Aufstellung verfehlt? 


Der Dienstpostenumfang für Ärzte mit Gebietsbezeichnung wird 
so festgelegt werden, daß er für eine zeitgerechte wehrmedizini- 
sche Fachbegutachtung im Regelfall ausreichen wird. In Einzel- 
fällen auf tretende Engpässe in den jeweüs ersten Monaten der 
Einberufungsquartale werden sich jedoch nicht ganz vermeiden 
lassen. Eine Dienstpostenausstattung, die sich ausschließlich an 
kurzen Zeitabschnitten der Spitzenbelastung orientiert, ist aus 
wirtschaftlichen Gründen nicht zu vertreten. 

Sanitätszentren des Heeres haben, neben der Verbesserung der 
sanitätsdiensthchen Versorgung im Frieden, die Aufgabe, als 
Kader von Reservelazarettgruppen oder Lazaretten 200 zur Erhö- 
hung der Mobümachungsfähigkeit beizutragen und so ein flä- 
chendeckendes Netz von ortsfesten Sanitätseinrichtungen zu er- 
möglichen. 

Dennoch hält die Bundesregierung den Einsatz von Ärzten mit 
Gebietsbezeichnung in Sanitätszentren im Frieden für notwendig, 
um unterhalb der Ebene der Bundeswehrkrankenhäuser eine 
zusätzliche Ebene fachärztlicher Behandlung und Begutachtung 
zu schaffen. 


3.3 Stationäre Behandlungsebene 

3.3.1 Nachwuchs an Ärzten mit Gebietsbezeichnung 

26, Welche Maßnahme wird die Bundesregierung treffen, um die 
für eine ordnungsgemäße Behandlung der Patienten und für 
eine qualifizierte Ausbildung der „Ärzte im Praktikum" erfor- 
derliche Zahl erfahrener Fachärzte und Assistenten sicherzu- 
stellen? 


Die Zahl der Plätze für Ärzte im Praktikum in den Bundeswehr- 
krankenhäusern ist an der Bettenzahl und der Zahl der Fach- und 
Assistenzärzte orientiert. Eine Beeinträchtigung der Patientenver- 
sorgung ist nicht zu befürchten. 


3.3.2 Nachwuchssicherung von SanOffz 

27. Durch welche Maßnahmen will die Bimdesregierung sicher- 
stellen, daß eine ausreichende Anzahl erfahrener Assi- 
stenzärzte, d. h. Ärzte in einem fortgeschritteneren Stadium 
ihrer Weiterbildung, in den Bundeswehrkrankenhäusem zur 
Verfügimg steht? 


Längerdienende Sanitätsoffiziere, die für eine gebietsärzthche 
Verwendung als Berufssoldat vorgesehen sind, absolvieren ihre 
Weiterbüdung z. T. in Bundeswehr kr ankenhäusern, z, T. in zivüen 
Krankenhäusern. Durch zweckmäßige Planung der Weiterbü- 
dungsabschnitte kann erreicht werden, daß diese Sanitätsoffiziere 
zumindest zeitweise als erfahrene Assistenzärzte in den Bundes- 
wehrkrankenhäusem tätig werden. Dabei muß ein mehrmaliger 
Wechsel der Weiterbildungsstätte in Kauf genommen werden. 
Der Personalführung sind jedoch insoweit Grenzen gesetzt, als die 
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Weiterbildung sowohl an zivilen als auch an Bundeswehrkran- 
kenhäusern länderspezifischen Regelungen unterworfen ist und 
an einer Klinik abgeschlossen werden muß, die über die volle 
Weiterbildungsermächtigung für das jeweilige Gebiet verfügt. 


3.3.3 Neb entätigkeit von Abteilungsärzten 

28. Ist der Bundesregierung bekannt, daß im Bereich der Bundes- 
wehrkrankenhäuser einige Abteilungsärzte neben ihrem Ge- 
halt durch Nebentätigkeit bis zu sechsstellige, in Einzelfällen 
bis zu siebenstellige Beträge pro Jahr zusätzlich verdienen imd 
daß viele Abteilungsärzte keine angemessene finanzielle Be- 
teiligung ihrer Mitarbeiter vornehmen? 


Art und Umfang der Nebentätigkeit der Abteilungsleiter sind der 
Bundesregierung bekannt. Es handelt sich dabei um die Behand- 
lung von Zivilpatienten im Nebenamt oder im Rahmen einer 
Nebenbeschäftigung. Die Nebenbeschäftigung ist genehmi- 
gungspflichtig, über die durch Nebentätigkeit erzielten Einnah- 
men ist Rechenschaft abzulegen. Außerdem sind dem Bund Vor- 
teüsausgleich und Sachkosten abzuführen. 

Es trifft zu, daß im Rahmen der - im übrigen im diensüichen 
Interesse hegenden - Nebentätigkeit in wenigen Einzelfällen 
auch GsteUige Einnahmen erzielt werden können. 

Die Praxis der Mitarbeiterbeteüigung ist Gegenstand einer aktu- 
eUen Untersuchung (s. auch Antwort zu Frage 29). 


29. Welche Regelungen hat die Bundesregierung zur Beteiligrmg 
der ärzthchen und nichtärztlichen Mitarbeiter getroffen? 

Es gibt derzeit - auch im zivilen Bereich - keine einheithche, 
bundesweit gültige Regelung der Mitarbeiterbeteihgung. Der 
Bundesminister der Verteidigung beabsichtigt jedoch, eine für 
alle Bundeswehrkrankenhäuser anwendbare Regelung in Zusam- 
menarbeit mit dem Marburger Bund zu erarbeiten. 


4. Materielle Ausstattung 

4.1 Truppenärztliche Behandlungsebene 

4.1.1 Sanitätsmaterial 

30. Hält die Bundesregierung den Bestand an Sanitätsgerät auf der 
truppenärztlichen Behandlungsebene, insbesondere bei dem 
angekündigten höheren fachlichen Weiterbildungsstand der 
Truppenärzte, für zeitgemäß, vollständig und ausreichend? 


Ausgehend von den erhöhten Anforderungen an die Qualifikation 
der Truppenärzte wurden die materiellen Ausstattungen der Sani- 
tätsbereiche und Sanitätszentren überarbeitet und modernisiert. 

Der materielle Ausstattungsstand auf der truppenärztlichen 
Behandlungsebene wird dem einer üblichen allgemeinärzüichen 
Praxis im zivilen Bereich angepaßt. 

Alle erforderlichen Maßnahmen zur Auswahl und Beschaffung 
sind mit oberster Priorität eingeleitet. 


11 



Drucksache 11/5035 


Deutscher Bundestag - 11. Wahlperiode 


4.2.1 Materialausstattung in Facharztgruppen 

31. Entspricht die vorhandene bzw. geplante materielle Ausstat- 
tung von Arztgruppen mit Gebietsbezeichnung in den Sani- 
tätszentren dem Niveau vergleichbarer ziviler Facharztpraxen? 

Ja. 


32. Kann mit einer rechtzeitigen Bereitstellung der für eine zeitge- 
mäße Geräteausstattung erforderlichen Haushaltsmittel ge- 
rechnet werden? 


Entsprechende Haushaltsanforderungen werden zeitgerecht er- 
hoben werden. 


4 . 3 Stationäre Behandlungsebene 

4.3.1 Materialausstattung in Bundeswehr kr ankenhäusem 

33. Hält die Bundesregierung ebenso wie die Fraktion der SPD 
unter der Voraussetzung, daß den Bundeswehrkrankenhäu- 
sem eine Spitzenstellung im gesamten Gesundheitswesen zu- 
kommen soll, deren Geräteausstattung für ausreichend und 
dem Stand moderner Medizintechnik angepaßt? 


Der bisher erreichte Ausstattungsstand mit Sanitätsgerät ist als 
gut zu beurteilen. 

Die Geräteausstattung der Bundeswehrkrankenhäuser wird lau- 
fend modernisiert und dem aktuellen Stand der Medizin ange- 
paßt. 


4.3.2 Nutzung der Medizmgeräte in der regionalen Gesamt- 
versorgung 

34. Teüt die Bundesregierung die Auffassung der Fraktion der 
SPD, daß sich die medizintechnische Ausstattung von Bundes- 
wehrkrankenhäusern auch an dem regionalen Gesamtbedarf 
orientieren und eine zivil-müitärische Zusammenarbeit in der 
Nutzung des Materials angestrebt werden sollte? 


Die medizintechnische Ausstattung von Bundeswehrkrankenhäu- 
sern orientiert sich an den durch die Stärke- und Ausrüstungs- 
nachweisung (STAN) festgelegten organisatorischen und perso- 
nellen Vorgaben und den daraus resultierenden Aufgaben der 
Fachabteilungen. 

Die Aufstellung medizinischer Großgeräte, wie z. B. Computerto- 
mographen, Kernspintomographen etc., unterliegt auch den Be- 
stimmungen des Krankenhausfinanzierungsgesetzes, da in Bun- 
deswehrkrankenhäusern zivile Patienten mitversorgt werden 
können. Hier sind im Einzelfall mit den einzelnen Länderregie- 
rungen Vereinbarungen getroffen. 


5. Infrastruktur 

5.1 Truppenärztliche Behandlungsebene 

5.1.1 Baulicher Zustand truppenärztiicher Behandlungsein- 
richtungen 

35. Was gedenkt die Bundesregierung zu unternehmen, um die 
bauliche Infrastruktur truppenärztlicher Behandlungsbereiche 
durchgehend den Anforderungen an freundliche und funk- 
tionsgerechte Zivüarztpraxen anzupassen? 
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Die Bundesregierung mißt den truppenärztlichen Behandlungs- 
einrichtungen große Bedeutung zu. Dort ist der erste Berührungs- 
punkt des Soldaten mit dem Sanitätsdienst der Bundeswehr. 

Hinsichüich der Infrastruktur der truppenärzüichen Behandlungs- 
einrichtungen sowie ihrer Ausgestaltung sind z. T. erhebhche 
Verbesserungen erforderhch. Die bauhchen Grundlagen hierfür 
werden u, a. durch eine in diesem Jahr gegründete Plammgs- 
gmppe erarbeitet. Die Bundesregierung ist entschlossen, die not- 
wendigen Maßnahmen mit Priorität in Abhängigkeit von den 
verfügbaren Haushaltsmitteln zu reahsieren. 


5.2 Fachärzüich-ambulante Behandlungsebene 
5.2.1 Bautenstand SanZentren 

36. Bis wann werden die baulichen Voraussetzungen zur Aufstel- 
lung aller vorgesehenen SanZentren erfüllt sein? 


Bei den einzelnen Teilstreitkräften stellt sich die Lage - wegen 
unterschiedlicher Voraussetzungen - wie folgt dar: 

Zur Zeit sind im Heer 55 Sanitätszentren aufgestellt, 11 weitere 
werden nach Aufwachsen der erforderhchen Infrastruktur bis 
etwa 1995 hinzukommen. 

Für Aufbau und Bauunterhaltung dieser 66 Sanitätszentren sind 
insgesamt ca. 134 Mio. DM erforderhch. 

Die Luftwaffe konnte bei der Aufstellung ihrer insgesamt 38 
Sanitätszentren bereits vorhandene Infrastruktur nutzen. Nur bei 
5 Sanitätszentren besteht noch zusätzhcher Raumbedarf, der bis 
1992/93 gedeckt sein wird. 

Die Marine betreibt ihre 7 Sanitätszentren im wesenthchen in den 
Gebäuden ehemahger Marine-Sanitätsstaffeln. Bis 1995 sind für 
Baumaßnahmen in fünf dieser Marine-Sanitätszentren Haushalts- 
mittel in einer Gesamthöhe von ca, 9,4 Mio. DM eingeplcuit. 


5.3 Stationäre Behandlungsebene 

5.3.1 Bautenstand Bundeswehrkrankenhäuser 

37. Sieht die Bundesregierung ebenso wie die Fraktion der SPD 
angesichts der Tatsache, daß durch Preissteigerungen und 
durch gesetzhche Auflagen der Infrastrukturhaushalt für 1988/ 
89 extrem belastet ist, dennoch wegen der besonderen fürsor- 
gerischen Gesichtspunkte eine Möghchkeit, wenigstens für 
den Bereich des Zentralen Sanitätsdienstes der Bimdeswehr 
alle nach Bearbeitxmgsstand „reifen" Bauvorhaben in den Jah- 
ren 1989 und 1990 beginnen zu lassen? 


Aufgrund der angespeumten Haushaltssituation ist es 1989/90 
nicht möghch, alle „reifen" Bauvorhaben im Bereich der 
ZSanDBW zu beginnen. 
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B. Ausbildung im Sanitätsdienst 

1. Vorbemerkung 

Sowohl für den leistungsfähigen Friedenssanitätsdienst als 
auch für die Einsatzbereitschaft des Sanitätsdienstes in 
jeder Katastrophenlage kommt nach Überzeugung der 
Fraktion der SPD einem gut funktionierenden Ausbil- 
dungssystem höchste Priorität zu. 

Primäres Ziel der Sanitätsausbildung muß es sein, das 
Sanitätspersonal zur Wahrnehmung seiner Aufgaben in 
einer dem zivilen Standard entsprechenden Friedensver- 
sorgung der Soldaten zu befähigen. Gleichzeitig muß die- 
ses Personal auch für die zum Teü ganz anders gearteten 
Aufgaben im zivilen Katastrophenfall ebenso ausgebüdet 
werden wie für den Einsatz im Spannungsfall, im Verteidi- 
gungsfall und danach. 

Dieser doppelte Ausbildungsauftrag unterscheidet den 
Sanitätsdienst in erhebhchem Maße von den übrigen 
Streitkräften, die in aller Regel nur für den Einsatzauftrag 
auszubüden haben. 

Große Bedeutung kommt nicht zuletzt auch der Ausbil- 
dung der Truppe für eine qualifizierte Selbst- und Kamera- 
denhüfe zu, da auf dieser Versorgungsebene der Grund- 
stock für die weitere Versorgung der Verletzten gelegt 
wird. 

Es kann nicht länger hingenommen werden, daß in be- 
stimmten Verwendungen zweitrangig quaüfiziertes Perso- 
nal eingesetzt oder eingeplant ward, nur weil fachgerecht 
ausgebüdete Spezialisten nicht zur Verfügung stehen. 
Eine nachträgliche Ausbildung unter Einsatzbedingungen 
im Sinne einer Einweisung scheidet im Interesse der 
Patienten aus. 

Auch für die Attraktivität des Sanitätsdienstes wird es in 
Zukunft bedeutsam sein, in allen Verwendungsreihen 
nutzbare Berufsabschlüsse erwerben zu können, um so 
den Bestand an längerdienendem Sanitätspersonal sicher- 
zustellen. 

Im Hinblick auf diese Notwendigkeit ist die Forderung 
nach einem personell, materiell und infrastrukturell solide 
ausgestatteten Ausbildungssystem der Schlüssel für eine 
günstige weitere Entwicklung des Sanitätsdienstes. Nur 
durch hohe fachliche Qualität und Attraktivität wird der 
Sanitätsdienst zu einer bestandssichernden, unverwech- 
selbaren Identität finden. 


Die Bundesregierung sieht in der Erfüllung des Ausbildungsauf- 
trages durch den Sanitätsdienst eine entscheidende Vorausset- 
zung für die Sicherstellung der sanitätsdienstlichen Versorgung in 
Frieden und Ernstfall sowie für den möglichen Einsatz bei zivilen 
Katastrophen. 

Primäres Ziel der Sanitätsausbildung muß es sein, das Sanitäts- 
personal zur Wahrnehmung seiner Einsatzaufgaben in Krise und 
Ernstfall zu befähigen. Daneben muß dieses Personal so ausgebil- 
det werden, daß es die Aufgaben in der Friedensversorgung auf 
hohem, dem zivilen Standard vergleichbarem Niveau erfüllen 
kann. Aufgaben der Katastrophenmedizin sind dabei angemessen 
zu berücksichten. 

Das Ausbüdungssystem für den Sanitätsdienst muß zeitgerecht 
umgestaltet werden, um den erkannten Forderungen und Rah- 
menbedingungen der 90er Jahre zu genügen. 

In diesem Zusammenhang wurde z. B. Medizinern vor kurzem die 
Möglichkeit eröffnet, den für die Approbation als Arzt obligaten 
Ausbildungsabschnitt „Arzt im Praktikum" im Rahmen des 
Grundwehrdienstes abzuleisten, so daß sie unmittelbar nach 
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Erhalt der Approbation als wehrmedizinisch erfahrene Sanitäts- 
offiziere der Reserve zur Verfügung stehen. 

Zur Zeit wird ein neues Ausbildungskonzept erarbeitet, das eine 
Verbesserung des Ausbildungsstandards nach Art, Qualität und 
Umfang vorsieht. 


2. Erfüllbarkeit des Ausbildungsauftrages 

2.1 Ausbildung von Sanitätspersonal 

1. Welche Maßnahmen in der Ausbildung des Sanitätspersonals 
ergreift die Bundesregierung, um den zum Teil erheblich 
gestiegenen Forderungen der gesetzlichen Regelungen im 
Gesundheitswesen bei gleichzeitig zahlenmäßig steigendem 
Ausbildungsbedarf gerecht zu werden [z. B. Krankenpflegege- 
setz (neu), Rettungsassisten tengesetz, Änderung der Approba- 
tionsordnung für Ärzte]? 

2.2 Ausbildung an neubeschafftem Gerät 

2. Hat die Bundesregierung bedacht, daß mit dem von der Frak- 
tion der SPD begrüßten Zulauf einer neuen Sanitätsge- 
rätegeneration und mit dem zunehmenden Einsatz von DV- 
Informationssy Sternen im Krankenhaus- und Institutsbereich 
auch ein erheblicher Ausbüdungsaufwand verbunden ist, und 
wie will sie diesen bewältigen? 

2.3 Ausbüdung der Reservisten 

3. Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundesregierung zu 
ergreifen, um angesichts des im Sanitätsdienst überdurch- 
schnittlichen Aufwuchses auf den Verteidigungsumfang den 
Gesamtbedarf an qualifiziert ausgebüdeten Reservisten, insbe- 
sondere den seit Jahren bestehenden Mangel an spezialisier- 
ten Sanitätsunteroffizieren der Reserve, abzudecken und dar- 
über hinaus dieses Personal in Übung zu halten? 

2.4 Attraktivität für die Laufbahn der Sanitätsunteroffiziere 

4. Welche Maßnahmen sind vorgesehen, um den besonders 
durch das neue Krankenpflegegesetz erzeugten Attraktivi- 
tätsverlust der Laufbahngruppen der Sanitätsunteroffiziere 
angesichts des zunehmenden Konkurrenzdruckes aus dem 
zivilen Bereich auszugleichen? 

2.5 Vielfalt der Ausbildungsziele 

5. Durch welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung, 
sowohl der Ausbüdungsaufgabe für den Einsatz in der Frie- 
densversorgung als auch gleichzeitig für den Einsatz im Kata- 
strophenfall gerecht zu werden und mit dem gleichen Personal 
neben diesen Ausbüdungsabschnitten dann auch noch die un- 
entgeltliche truppenärztiiche Versorgung der Soldaten quah- 
tativ hochwertig sicherzustellen? 

2.6 Kosteneffizienz der Ausbildung 

6. Ist die Bundesregierung mit der Fraktion der SPD der Auffas- 
sung, daß Ausbüdung sich insbesondere angesichts knapper 
finanzieller Ressourcen an den Grundsätzen der Sparsamkeit 
und Kosteneffektivität messen lassen muß? Wenn ja, welche 
Maßnahmen beabsichtigt die Bimdesregierung, um den Sani- 
tätsdienst in die Lage zu versetzen, die erforderlichen Ausbü- 
dungsmaßnahmen kosteneffizient zu planen, zu realisieren 
und zu steuern? 


Eine an den Einzelfragen orientierte Beantwortung würde den 
Gesamtzusammenhang des Ausbildungskonzeptes nur unzuläng- 
lich wiedergeben. 

Die Bundesregierung hält eine Gesamtdarstellung der konzeptio- 
nellen Absichten an dieser Stelle für zweckmäßig. 
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Unter Berücksichtigung der mit Masse teilstreitkraftübergreifen- 
den Aufgaben in der Sanitätsausbildung sind im Ausbüdungskon- 
zept folgende Grundsatzforderungen enthalten: 

1. Schaffen verbindhcher Ausbüdungsgrundlagen, wie z. B. ge- 
meinsame Ausbildungsbegriffe und -Inhalte, vereinheitlichte 
Ausbüdungs- und Tätigkeitsbeschreibungen. 

2. Einheitliche militärfachliche Voraussetzungen, z. B. im Aus- 
wahl- und Zulassungsverfahren sowie im Prüfungswesen. 

3. Verbesserung der Effektivität der Ausbildung, wie z. B. Zusatz- 
qualifikation zum Abbau des Mangels an spezialisierten Sani- 
tätsunteroffizieren, fachliche Inübunghaltung, vor allem der im 
kurativen Bereich eingeplanten Reservisten, 

4. Verbessern der Attraktivität durch Anpassung der Ausbüdung 
in Umfang und Inhalt an den gesetzlich geforderten Standard 
in den medizinischen Assistenzberufen mit dem Ziel zivilberuf- 
lich anerkannter Berufsabschlüsse. 

5. Schaffen eines zivil-militärischen Ausbildungsverbundes, in 
den der militärische Sanitätsdienst, zivile Krankenhäuser und 
die Hilfsorgaiüsationen einbezogen werden. 

Die Bundesregierung erwartet, daß durch dieses Ausbüdungskon- 
zept das Sanitätsspersonal besser befähigt wird, seinen Auftrag zu 
jeder Zeit fachlich quahfiziert zu erfüllen. Gleichzeitig wird eine 
deutliche Steigerung der Kosteneffizienz angestrebt. 


C. Führbarkeit des Sanitätsdienstes 

1 . Vorbemerkung 

Die Aufsplittung der Führungszuständigkeit im Sanitäts- 
dienst der Streitkräfte muß auf das unabweisbare Mini- 
mum beschränkt sein. Wenn auch das Prinzip der in die 
Teilstreitkräfte integrierten Sanitätsversorgung neben 
einem Zentralen Sanitätsdienst grundsätzhch nicht ange- 
tastet werden soll, so scheint es doch erforderüch zu sein, 
z. B. die Ausbildung, Materialversorgung, Personalpla^ 
nung und Einsatzführung, weitestgehend in eine Hand zu 
legen. 

Letzten Endes wird der Sanitätsdienst zukünftig mehr als 
heute auf die Zusammenarbeit mit zivilen Behörden und 
Gesundheitseinrichtungen und auf internationale Bezie- 
hungen angewiesen sein; diese zahlreichen Koopera- 
tionsebenen verlangen auf seiten des Sanitätsdienstes 
nach zentraler Führung. 

Geradezu zwingend erscheint ein zentral geführter Sani- 
tätsdienst im Aiifgabenbereich der sog. Folgeversorgung 
auf Lazarettebene im Verteidigungsfall bzw. in jedem 
anderen Einsatzfalle. Hier darf es keine militärisch-hierar- 
chischen Unterstellungsprobleme geben. In diesem Ver- 
sorgungsbereich erfordern sämtliche Führungs- und 
Fachentscheidungen die unmittelbare Verantwortung 
durch sanitätsdienstUche Befehlsstellen, da nur dort der 
Sachverstand vorhegt und die unmittelbare Verbindung zu 
anderen Gesundheitsorganisationen fachkompetent wahr- 
genommen werden kann. 


Die Inspekteure der Teilstreitkräfte sind für die Einsatzbereit- 
schaft ihrer Teüstreitkräfte - einschließhch der dort integrierten 
Sanitätsdienste - verantwortlich. Sie nehmen die truppendiensüi- 
chen Befugnisse wahr. Die fachhche Gesamtverantwortung für 
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den Sanitätsdienst in der Bundeswehr obliegt dem Inspekteur des 
Sanitäts- und Gesundheitswesens, für die Sanitätsdienste der 
Teilstreitkräfte den General-/ Admiralärzten und den Leitenden 
Sanitätsoffizieren auf allen Kommandoebenen, Die Bundesregie- 
rung sieht keinen Anlaß, dieses Prinzip der ungeteilten Verant- 
wortung des Truppenführers für Einsatz und Versorgung der 
Truppen seines Kommandobereiches im Hinbhck auf die Einsatz- 
führung der Sanitätsdienste der Teüstreitkräfte aufzulösen und 
abzuändem. 

Gerade durch die klare Zuordnung von Gesamtverantwortung 
einerseits und Fachkompetenzen andererseits werden ernstliche 
„militärisch-hierarchische Unterstellungsprobleme" vermieden. 

Dem Territorialheer ist die Aufrechterhaltung der Operationsfrei- 
heit der Streitkräfte auf deutschem Boden sowie in bestimmten 
Aufgaben in Püotfunktion die Folgeversorgung der deutschen 
Streitkräfte - u. a. im Sanitätsdienst - aufgetragen. 

Es nimmt die Mittlerfunktion zwischen allen militärischen 
Bedarfsträgern und zivüen Dienststellen wahr. 

Die Kommando- und Aufgabenstruktur des Territorialheeres stellt 
sicher, daß die fachhchen Belange einzelner Aufgabenträger mit 
den Belangen der Operationsführung der Streitkräfte koordiniert 
werden, um die Einheit von Einsatz und Einsatzunterstützung zu 
wahren. Führungs- und Fachentscheidüng sind so an kompeten- 
ter Stelle zusammengeführt. 

Im Rahmen der Erarbeitung der Fachkonzeption „Sanitätsdienst- 
liche Versorgung" wird untersucht, ob und wie im Hinbhck auf 
die Wahrnehmung von Püotdienstaufgaben die Durchführung 
bereichsübergreifender Aufgaben im Sanitätsdienst einzelnen 
Aufgabenträgern zugeordnet werden sollte. 


2. Schwachstellen der jetzigen Führungsstruktur 
2.1 Unterstellungsregelung im Sanitätsdienst 

1. Ist damit zu rechnen, daß nach Abschluß der Untersuchungen 
zur Wahrnehmung teilstreitkraftübergreifender Aufgaben im 
Sanitätsdienst Unterstellungsverhältnisse und Zuständigkeits- 
regelungen geschaffen werden, die dem Anspruch auf einheit- 
üche Führung gleichartiger Bereiche gerecht werden? 


Unter Federführung der Inspektion des Sanitäts- und Gesund- 
heitswesens wird z. Z. im Rahmen einer teüstreitkraftübergreifen- 
den Arbeitsgruppe die Fachkonzeption „Sanitätsdienstliche Ver- 
sorgung" erarbeitet. 

Ziel der Untersuchung ist, die Durchführung sanitätsdiensthcher 
Aufgaben mit bereichsübergreifenden Strukturen zwischen den 
Organisationsbereichen aufeinander abzustimmen, wo erforder- 
hch, Kräfte zu konzentrieren, sofern dadurch eine Verbesserung 
der Einsatzfähigkeit des Sanitätsdienstes erzielt werden kann 
oder die verfügbaren Kräfte und Mittel noch wirtschafthcher ein- 
gesetzt werden können. 
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2.2 Zivil-militärische Zusammenarbeit im Gesundheitswesen 

2. Hält es die Bundesregierung angesichts einer im Zuge der 
steigenden Industriahsierung immer dringender werdenden 
gemeinschaftiichen Katastrophenabwehr noch für zeitgemäß, 
einen Sanitätsdienst in einer noch aus dem Zweiten Weltkrieg 
stammenden Aufbauorganisation zu unterhalten? 


Die Bundesregierung hält die Aufbauorganisation des Sanitäts- 
dienstes für anpassungsfähig. 

Struktur und Organisationsform des Sanitätsdienstes müssen auch 
vor dem Hintergrund einer weiteren Intensivierung der zivil- 
militärischen Zusammenarbeit Änderungen erfahren. Die erfor- 
derhchen Verbesserungen mit dem Ziel einer zeitgemäßen Auf- 
bau- und Ablauforganisation sind zentraler Gegenstand der in 
Erarbeitung befindlichen Fachkonzeption „ Sanitätsdiensthche 
Versorgung". 

Nur durch eine enge Zusammenarbeit von präsenten Kapazitäten 
im zivilen und mihtärischen Bereich können die in der Bundesre- 
pubhk Deutschland vorhandenen Ressourcen zweckmäßig bei 
Katastrophen wie auch im Verteidigungsfall eingesetzt werden. 

Dem Inspekteur des Sanitäts- und Gesundheitswesens kommt 
dabei eine Mittlerfunktion zwischen dem militärischen Sanitäts- 
dienst und dem zivilen Gesundheitswesen zu. 


2.3 Internationale Zusammenarbeit 

3. Bestehen ausreichende Regelungen und Abstimmungen zwi- 
schen den verschiedenen nationalen Sanitätsdiensten, um im 
Falle der notwendigen Zusammenarbeit ohne Schwierigkeiten 
auf materiellem, personellem und verfahrenstechnischem 
Gebiet kooperieren zu können? 


Das Sanitäts- und Gesundheitswesen der Bundeswehr kooperiert 
in vielfältiger Weise mit den verschiedenen nationalen Sanitäts- 
diensten der Bündnispartner. Interoperabilität und vertrauens- 
volle Zusammenarbeit auf materiellem, personellem und ver- 
fahrenstechnischem Gebiet sind umfassend sichergestellt. 


2.4 Blockübergreifende Vereinbarungen 

4. Teilt die Bundesregierung die Auffassung der Fraktion der 
SPD, daß angesichts des umfassenden humanitären Auftrages 
aller Sanitätsdienste und im Interesse des Abbaus von Span- 
nungen und Mißverständnissen zwischen den Blöcken auch 
eine entsprechende Zusammenarbeit mit Staaten des War- 
schauer Vertrages gesucht und unterhalten werden sollte? 


Das Sanitäts- und Gesundheitswesen der Bundeswehr ist Teil der 
Streitkräfte der Bundesrepublik Deutschland und muß bezüglich 
einer Zusammenarbeit mit anderen Staaten oder deren Organisa- 
tionen im Gesamtzusammenhang der militärpolitischen Bezie- 
hungen der Bundesrepublik Deutschland betrachtet werden. 

Der Sanitätsdienst erscheint durchaus geeignet, in Absprache mit 
den Bündnispartnern in die Ausfüllung blockübergreifender Ver- 
einbarungen auch mit Staaten des Warschauer Paktes einge- 
bracht zu werden. 
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2.5 Innere Struktur des Sanitätsdienstes 

5. Wie beurteilt die Bundesregierung die Möglichkeiten, inner- 
halb der Sanitätsstruktur eine organisatorische Aufgabentei- 
lung nach amerikanischem Vorbüd (Medical Corps/Medical 
Service Corps/Nurse Corps) vorzunehmen? 


Die Organisation der Sanitätsdienste der US-amerikanischen und 
deutschen Streitkräfte sowie deren Umfangszahlen sind nicht 
vergleichbar. 

Eine organisatorische Aufgabenteilung innerhalb des Sanitäts- 
dienstes nach amerikanischem Vorbild wäre schon aus personal- 
wirtschafthchen Gründen nicht geeignet, die Durchführung des 
sanitätsdiensüichen Auftrags zu erleichtern. 
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